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Der 50. Jahrestag des von Willy 
Brandt unterzeichneten „Radi-
kalenerlasses“ ist in diesem Jahr 

für liberale und linke Politiker und 
Wissenschaftler Anlass, dieses Unrecht 
aufzuarbeiten. So hat zum Beispiel das 
Berliner Abgeordnetenhaus am 2. Sep-
tember 2021 einen Beschluss zu Fol-
gen und Schicksalen sowie zur Rehabi-
litierung von Betroffenen gefasst. Spät, 
aber zu begrüßen.

Offiziell fanden Gesinnungsüber-
prüfungen mit Berufsverbot in der 
Bundesrepublik in den 1980er Jahren 
ihren Abschluss; in Bayern etwas spä-
ter. Mit der jetzigen Aufarbeitung wird 
der Eindruck erweckt, als könne damit 
dieses dunkle Kapitel staatlicher Dis-
kriminierung und Repression bewältigt 
und abgeschlossen werden.

Weit gefehlt!
Abgesehen von anhaltenden Be-

rufsverboten in Westdeutschland wur-
de diese Praxis im Zuge der staatlichen 
Einheit Deutschlands vervollkommnet 
und weit überboten. In Umfang und 
Auswirkungen. Von den fast vier Mil-
lionen erwerbstätigen DDR-Bürgerin-

nen und -Bürgern wurde 1990/91 etwa 
die Hälfte arbeitslos, darunter etwa eine 
Million Mitarbeiter des öffentlichen 
Dienstes. Das betraf neben Führungs-
kräften in Verwaltungen, Mitarbeitern 
staatlicher und gesellschaftlicher Ein-
richtungen, Angehörigen der Justiz-, 
Schutz- und Sicherheitsorgane beson-
ders Lehrer, Hochschullehrer, Wissen-
schaftler, Mediziner und Künstler.

Wer nicht vorzeitig in Altersrente – 
natürlich gekürzte – gehen oder unter-
qualifizierte Tätigkeit ausüben wollte, 
konnte sich „großzügig“ erneut bewer-
ben. Geprüft wurde auch hier wie nach 
dem Radikalenerlass von 1972 die Ver-
fassungstreue, das heißt die Treue zum 
Grundgesetz (GG) der BRD. Auch für 
die Vergangenheit, obgleich die Bewer-

ber der Verfassung der DDR verpflich-
tet waren. Die Vorgaben kamen vom 
damaligen Bundesinnenminister Wolf-
gang Schäuble. Zweifel an der „Verfas-
sungstreue“ bestanden danach immer, 
wenn ein Bewerber herausgehobene 
Positionen in Staat, Politik oder Wirt-
schaft der DDR bekleidet hatte. Und 
besonders wenn er für das Ministerium 
für Staatssicherheit (MfS) haupt- oder 
ehrenamtlich tätig war. Unterstellt 
wurde, einem Unrechtsstaat gedient so-
wie Menschenrechte verletzt zu haben.

Selbstauskünfte der Bewerber und 
entwürdigende Evaluierungen durch 
sogenannte Ehrenkommissionen führ-
ten zumeist zur Ablehnung der Bewer-
bungen. Gerichtsprozesse gegen dieses 
massenhafte Unrecht blieben fast im-

mer erfolglos. Ebenso wie die Strafjus-
tiz erfüllten auch Arbeits-, Sozial- und 
Verwaltungsgerichte ihren politischen 
Auftrag. Den hatte der frühere Bun-
desjustizminister Kinkel den Richtern 
erteilt, indem er die „Delegitimierung“ 
der DDR auch durch die Justiz forder-
te.

Berufsverbote im Zusammenhang 
mit der Annektion der DDR gibt es 
bis heute. Den Stoff müssen die Archi-
ve des MfS liefern. Je nach politischem 
Bedarf. Aufgrund von „MfS-Enthül-
lungen“ treten Bürgerinnen und Bür-
ger zu Wahlen nicht an beziehungswei-
se von Ämtern zurück, sie werden für 
Leitungsfunktionen in Staat und Wirt-
schaft ausgeschlossen oder sie müssen 
nach verunglimpfenden Veröffentli-

chungen in den gleichgeschalteten Me-
dien ihre Tätigkeiten aufgeben.

Tausende Berufsverbote gegen 
DDR-Bürger sind auf diese Weise ju-
ristisch und faktisch mit der Annek-
tionspolitik verbunden. Sie verletzen 
Artikel 3 des GG und Internationale 
Menschenrechte wie das Diskriminie-
rungsverbot.

Die Zahl dieser Berufsverbote wird 
wohlweislich verschwiegen. Ja, sie wer-
den als solche überhaupt nicht benannt. 
Auch nur selten von links. Dabei wi-
derspiegeln gerade die Berufsverbote 
seit 1990 antikommunistische Konti-
nuität in der Stigmatisierung und Dis-
kriminierung progressiver, vor allem 
linker Kräfte. Unser Kampf gegen die 
Berufsverbote – die Entlarvung ihres 
Charakters und die Forderung nach ih-
rer sofortigen Beendigung – muss noch 
stärker Teil des antiimperialistischen 
Kampfes werden. Das gebietet auch die 
Klassensolidarität mit den Betroffenen.

Unser Autor ist Vorsitzender der Gesell-
schaft für Rechtliche und Humanitäre 
Unterstützung (GRH).

Hans Bauer fordert Solidarität mit allen Opfern der Berufsverbote

Klassenjustiz im Osten

Björn Blach zur Einführung der Impfpflicht in Österreich

Vertrauen am Boden
Rückblick: Am 27. Januar 2020 wurde 
die erste Corona-Infektion in Deutsch-
land nachgewiesen. Gesundheitsminis-
ter Spahn (CDU) mahnte zur „wach-
samen Gelassenheit“. Die Infektions-
gefahr sei gering und Deutschland gut 
vorbereitet. Im österreichischen Skiort 
Ischgl ging die Party bis in den März. 
Laut „Spiegel“ gehen weltweit 11.000 
Infektionen auf diesen Ort zurück.

Zwei Jahre später beschloss das 
österreichische Parlament mit gro-
ßer Mehrheit eine allgemeine Impf-
pflicht. Angedroht wird ein Bußgeld 
von 600 Euro, im Falle eines Ein-
spruchs können es vermögensab-
hängig bis zu 3.600 Euro werden. Ab 
Mitte März soll die Polizei etwa bei 
Verkehrskontrollen auch den Impfsta-
tus abfragen. Vorgesehen ist ein elek-
tronisches Impfregister, in dem halb-
jährlich der Status aller Bürger doku-
mentiert werden soll. Weder Zwang 
noch Haftstrafen soll es geben. Befris-
tet ist die Norm bis 2024. Damit ist die 
Alpenrepublik das erste europäische 
Land, das eine allgemeine Impfpflicht 
eingeführt hat. Entgegen den Beteue-
rungen der Politik. Die Fraktionsvor-
sitzende der Grünen im Nationalrat 
erklärte die Impfpflicht zum „Weg aus 
der Pandemie“. Sie ermögliche, das ge-

wohnte Leben zurückzubekommen. 
Dass dieses Versprechen schon bei 
den Impfungen gegeben wurde, er-
wähnte sie nicht.

Die Debatte ließ vieles aus: Kaputt-
gespartes Gesundheitssystem, ausge-
presstes Personal, Verkürzung der Qua-
rantänepflicht, damit die Menschen 
weiter arbeiten können, bei gleich-
zeitiger Schließung von Freizeit- und 
Kultureinrichtungen. Ausnahmen gibt 
es für den Wintertourismus. „Kapita-
listische Profitmacherei und Ausbeu-
tung müssen auch unter Pandemie-
bedingungen funktionieren“, fasst der 
Vorsitzende der Partei der Arbeit, Ti-
bor Zenker, zusammen. Statt Offenle-
gung von Lieferverträgen und Paten-
ten, der Zulassung aller Impfstoffe und 
weltweiter Zusammenarbeit gegen die 
Pandemie wird auf Zwangsmaßnah-
men gesetzt. Der Grazer Gesundheits-
stadtrat Robert Krotzer (KPÖ) fürch-
tet, dass die Impfpflicht das Vertrauen 
der Bevölkerung weiter untergräbt, da 
die Mehrheit der Bevölkerung das Pan-
demie-Management der Regierung als 
schlecht bewertet. Schade nur, dass bis-
her auch in Österreich nur die Rechte 
und Faschisten von der Staatsverdros-
senheit profitieren können. Das muss 
sich ändern.

Lars Mörking zu Null-Covid in China

Querschreiber
Zwei Großereignisse stehen in Chi-
na kurz bevor: Das Neujahrsfest, das 
am 1. Februar beginnt, und die Olym-
pischen Winterspiele, die vom 4. bis 
zum 20. Februar in Peking stattfinden. 
Millionen Chinesinnen und Chinesen 
besuchen anlässlich des wichtigsten 
chinesischen Feiertages ihre Ver-
wandten; tausende Athletinnen und 
Athleten sind nach Peking gereist 
oder werden dies noch tun. In den 
deutschen Medien erscheinen erste 
Vorberichte. Vor allem darüber, wie 
die VR China versucht, eine Ausbrei-
tung des Coronavirus zu verhindern. 
Behauptet wird, dass die Null-Covid-
Strategie kurz vor dem Scheitern sei 
oder es bereits ist.

Nun ist es so, dass die Volksrepu-
blik bisher erfolgreich eine Ausbrei-
tung von Covid-19 verhindert hat – 
mit regionalen und zeitlich begrenz-
ten Lockdowns, Massentests und einer 
umfassenden Impfstrategie. Diese 
Maßnahmen haben funktioniert, auch 
weil die Regierung sie konsequent 
durchzog und kontrollierte. Das Vor-
gehen ist nicht vergleichbar mit dem 
ermüdenden Hin und Her der Bun-
desregierung, die vor allem bemüht 

ist, dem deutschen Kapital auch bei 
hohen Infektionszahlen Arbeitskräfte 
zur Verfügung zu halten.

Teil des bisherigen chinesischen 
Erfolgs war allerdings, dass Einreisen 
aus dem Ausland stark beschränkt 
und kontrolliert wurden. Für die 
Olympischen Winterspiele wird davon 
eine Ausnahme gemacht. Zwar wer-
den die Sportlerinnen und Sportler 
getestet und von der Außenwelt wei-
testgehend abgeschottet, aber auch 
chinesische Wissenschaftler wie Wu 
Zunyou vom „Chinesischen Zentrum 
für Seuchenkontrolle und -präventi-
on“ gehen davon aus, dass das Virus 
wieder ins Land getragen werde. Für 
China ist es tatsächlich ein großes Pro-
blem, dass sich das Virus in den meis-
ten anderen Ländern unkontrolliert 
ausbreiten darf.

Wir dürfen uns also auf hämische 
Geschichten aus Peking einstellen: 
Von genervten deutschen Athleten, 
die ständige Tests und Kontrollen 
über sich ergehen lassen müssen, und 
„Erfolgsmeldungen“  – für den Fall, 
dass es Omikron dennoch schafft, sich 
zumindest in der olympischen Blase 
auszubreiten.

Wohlschmeckende Kröte
Um E-Autos fahren zu können, muss wohl Atomstrom her
Kolumne von Lucas Zeise
Wir haben da in der EU so ein klitze-
kleines Problem. Das haben jetzt auch 
schon manche Grüne fest-
gestellt. Der „nachhaltig“ 
erzeugte Strom reicht bald 
hinten und vorne nicht. 
Deshalb und nur deshalb 
machen sie sich schon Ap-
petit, um „eine Kröte na-
mens atomfreundliche Ta-
xonomie“ zu schlucken. 
Unter diesem Titel plat-
zierte der Altgrüne Dani-
el Cohn-Bendit zusammen 
mit Claus Leggewie am 18. Januar ein 
Artikelchen in der „FAZ“, wonach die 
Grünen „angesichts ihrer aktuellen 
Junior-Position“ einem Kompromiss 
in der EU zustimmen sollten, „der an-
deren EU-Ländern die Kernkraftop-
tion als Brückentechnologie“ belässt. 
Die beiden Autoren malen ansonsten 
die Zukunft in ihrem Sinne rosig aus. 
Beim Gas, finden sie, „könnte zur Ab-
wechslung deutsches Souveränitäts-
bewusstsein gegenüber Russland ein-
setzen“. Die „EU-Kommission und 
Europäische Zentralbank richten In-
vestitionen klar und eindeutig auf ei-
nen Green New Deal aus“, schreiben 
sie neben anderem Quatsch. (Seit wann 
hätte die EZB etwa das Recht, Investi-
tionen irgendwohin auszurichten?)

Taxonomie heißt Klassifizierung. 
So wird etwa die Stubenfliege unter 

die Insekten und der Pottwal unter 
die Säugetiere eingeordnet. Die EU-

Kommission hat an Sil-
vester 2021 den Mitglied-
staaten vorgeschlagen, die 
Atomkraft als „nachhaltig“ 
und klimafreundlich einzu-
stufen. Für die Bundesregie-
rung haben am vergangenen 
Wochenende Wirtschaftsmi-
nister Robert Habeck und 
Umweltministerin Steffi 
Lemke (beide Grüne) die-
sen Vorschlag abgelehnt. 

„Aus Sicht der Bundesregierung ist 
Atomenergie nicht nachhaltig. Deshalb 
lehnen wir eine Aufnahme in den de-
legierten Rechtsakt unter der Taxono-
mie-Verordnung ab“, schreiben sie. Was 
für eine hübsche Formulierung, „dele-
gierter Rechtsakt unter der Taxono-
mie-Vorordnung“! Wenn keine quali-
fizierte Mehrheit der EU-Mitgliedstaa-
ten dem Rechtsakt widerspricht, gilt er. 
Es ist nicht gerade häufig, dass Brüssel 
solche Rechtsakte gegen den erklär-
ten Willen des größten Mitgliedslandes 
und seiner Regierung erlässt. Aber in 
diesem Fall dürfte es der Fall sein. Und, 
wie wir dank der klaren Worte der bei-
den „FAZ“-Autoren wissen, schmeckt 
diese Kröte den Grünen nicht schlecht.

Was juckt uns die Taxonomie der 
Kernkraft als „nachhaltig“, fragt sich 
der gemeine Bürger. Werden die Atom-

kraftwerke in Deutschland nicht abge-
schaltet und in Frankreich weiterbetrie-
ben, egal was die EU-Kommission so 
vorschlägt? Schon richtig, aber von der 
hohen Behörde EU-Kommission als 
„nachhaltig“ eingestuft zu werden, ist 
Geld wert. Wer künftig Atomkraftwer-
ke betreibt, kann künftig als netten Ne-
benverdienst Zertifikate verkaufen, die 
Umweltsündern wie Kohlekraftwerken 
oder Fluglinien als Ablass dafür dienen, 
dass sie CO2 emittieren. Derartiges Zu-
satzeinkommen mag für die französi-
sche Électricité de France (EdF) keine 
große Rolle spielen. Das Unternehmer-
talent Elon Musk konnte mit dem Ver-
kauf von Zertifikaten die Tesla-Fabri-
ken für Elektroautos und Batterien fi-
nanzieren, weil US-Bundesstaaten und 
die EU-Kommission den geplanten Bau 
von E-Autos als ablassfähig taxierten.

So funktioniert der schöne Green 
New Deal: Unser gut funktionierender 
Stamokap-Staat fördert mit Ablasshan-
del, Ladeinfrastruktur, Kaufprämien 
und Dienstwagenprivileg den Absatz 
von Elektroautos. Weil der Strom für 
den Betrieb von Millionen lieblicher 
Elektrofahrzeuge bei mäßig steigen-
der Produktion aus Wind- und Sonnen-
energie und weniger Kohle- und Gas-
verstromung dann nicht reicht, bleibt – 
oh wir armen Grünen! – nichts anderes 
übrig, als den Atomstrom wieder so satt 
zu fördern wie einst.

„Es wird höchste Zeit, dass ‚Die Linke‘ Antworten findet, die jenseits ausgedienter Freund-Feind-Bilder zu finden sind“, 
schrieb Matthias Höhn vor gut einem Jahr in seinem Papier zur Außen- und Sicherheitspolitik der Partei „Die Linke“. Da-
mals wollte Höhn ein ganz neues Programm skizzieren, inklusive NATO-Jubel und EU-Armee-Begeisterung.
Dass Höhn es ernst meint damit, Freund und Feind zu verwechseln, hat er kürzlich auf Twitter wieder unter Beweis gestellt 
und dabei gleich zwei Fliegen mit einer Klappe geschlagen: Endlich kann er auch mal den Mythos vom bösen Aggressor 
Russland verbreiten, schließlich darf bei Twitter ja jeder ran, und dann kann er auch noch der Friedensbewegung so richtig 
eins mitgeben. Wie kommt die auch dazu, hierzulande keine kreativen Proteste gegen „den russischen Aufmarsch“ oder 
das „bedrohliche Großmanöver der russischen Marine“ zu organisieren? Selbst der Twitter-Blase fehlte größtenteils die 
Lust, ihm auf diese dämliche Provokation zu antworten.
Sein Papier vom vergangenen Jahr hat Höhn, der „Die Linke“ und sich selbst damit dazu befähigen wollte, endlich auch 
in Sachen Frieden die Interessen der Herrschenden zu vertreten, wenig genutzt. Geschrieben hatte er es noch als Sicher-
heitspolitischer Sprecher der Bundestagsfraktion. Dem neuen Bundestag gehört er nicht mehr an. Seiner Kriegspolitik 
gegen Russland wollten dann doch nicht so viele Menschen ihre Stimme geben.  MD


